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VERFAHRENSVERMERKE 

Aufstellungsbeschluss durch den Gemeinderat  am 19.12.2017 

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 (1) BauGB am 04.07.2018 

Vorgezogene Bürger- und Behördenbeteiligung vom 12.07. bis 13.08.2018 

Abwägung aus der frühzeitigen Beteiligung, Billigung des Bebauungs-

planentwurfes  

und Auslegungsbeschlüsse durch den Gemeinderat  

 

vom 27.11.2018 

am 27.11.2018 

Bekanntmachung der öffentlichen Auslegungen am 05.12.2018 

Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes mit Begründung 

i. d. Fassung vom 27.11.2018 gem. § 3 (2) BauGB 

vom 13.12.2018 bis 

14.01.2019 

Behördenbeteiligung gem. § 4 BauGB vom 13.12.2018 bis 

14.01.2019 

Satzungsbeschluss durch den Gemeinderat  

gem. § 10 BauGB  

am … 

 

Engen, den ……………… 

 

 

................................................... 

Bürgermeister  

AUSFERTIGUNG  

Der textliche und zeichnerische Inhalt dieses Bebauungsplanes stimmt mit dem Satzungsbeschluss 

vom . . . . . . . . . . . überein. 

Das Verfahren wurde ordnungsgemäß durchgeführt. 

 

Engen, den ………….. 

 

 

................................................... 

Bürgermeister 

INKRAFTTRETEN 
 

Der Beschluss des Bebauungsplans wurde gemäß § 10 (3) BauGB orts-

üblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebau-

ungsplan rechtsverbindlich. 

am … 

ANZEIGE 
 

Der Bebauungsplan wurde dem Landratsamt Konstanz angezeigt. am … 
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Teil I  GRUNDLAGEN 

1. Übersichtskarte 

 

2. Rechtsgrundlagen 

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) 

• Baunutzungsverordnung i.d.F. der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) 

• Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist 

• Gemeindeordnung (GemO) für Baden-Württemberg i. d. F. vom 24.07.2000 (GBl. S. 581, ber. S. 
698) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2018 (GBl. S. 221) 

• Bundesnaturschutzgesetz vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), in Kraft getreten am 01.03.2010 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.09.2017 (BGBl. I S. 3434) m.W.v. 29.09.2017 
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Teil II SATZUNG ÜBER DIE PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
(§ 9 BauGB und §§ 1-23 BauNVO) 

Aufgrund der § 1, 2, 3 und 8, 9, 10 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 

November 2017 (BGBl. I S. 3634) i.V.m. den §§ 1 ff. der Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. vom 

21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) i.V.m. § 4 der Gemeindeordnung (GemO) für Baden-Württemberg 

i. d. F. vom 24.07.2000 (GBl. S. 581, ber. S. 698) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. 

Juni 2018 (GBl. S. 221), hat der Gemeinderat am …………………………. in öffentlicher Sitzung über den 

Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Großflächige PV-Anlage an der A81 - Flur 

3435 und 3436 in Engen“ die planungsrechtlichen Festsetzungen beschlossen. 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Für den räumlichen Geltungsbereich ist der zeichnerische Teil des Bebauungsplans (Plan Nr. 2010/1) 

vom 07.05.2019 maßgebend. 

 

§ 2 Planungsrechtliche Festsetzungen 

1. Art der baulichen Nutzung   § 9 (1) 1 BauGB 

 1.1 Sonstiges Sondergebiet, Zweckbestimmung: Photovoltaik. § 11 (2) BauNVO 

 1.2 Das Gebiet dient der Errichtung von Modulen zur Nutzung 

der Sonnenenergie. 

 

 1.3 Zulässig sind Photovoltaikanlagen, Solarmodule mit ent-

sprechender Unterkonstruktion und die zur Betreibung der 

Photovoltaikanlagen notwendigen Nebenanlagen (Um-

richterstation, Verkabelung, Zufahrten). 

 

§14 (1) BauNVO 

2. Maß der baulichen Nutzung § 9 (1) 1 BauGB 

 2.1 Größe der Grundfläche der baulichen Anlagen § 16 (2) 1 BauNVO 

  Im Sondergebiet ist die Errichtung von Solarmodulen sowie 

der für deren Betrieb erforderlichen Betriebsgebäude und 

baulichen Nebenanlagen mit einer versiegelbaren Grund-

fläche von insgesamt maximal 15 m² zulässig. 

 

 2.2 Höhe baulicher Anlagen § 16 (2) 4 BauNVO 

  Die Höhe der Solarmodule wird auf 2,6 m festgesetzt. Die 

Höhe der Betriebsgebäude wird mit maximal 3,5 m, ge-

messen zwischen OK Modul bzw. OK Betriebsgebäude und 

bestehender Geländeoberkante, festgesetzt. 

 

§ 18 (1) BauNVO 

SO 

orange 
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3. Überbaubare Grundstücksfläche       § 9 (1) 2 BauGB 

 

3.1 Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Baugrenzen in 

der Planzeichnung festgesetzt. Solarmodule und Betriebs-

gebäude sind nur innerhalb der Baugrenzen zulässig. 

   § 23 (1,3) 

BauNVO 

 3.2 Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sind folgen-

de bauliche Anlagen zulässig: 

- Zufahrten und Wege 

 

      § 23 (5) 

BauNVO 

4. Flächen für die Versickerung von Niederschlagswasser § 9 (1) 14 BauGB 

 4.1 Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers (Maß-

nahme M1 Umweltbericht) 

Das auf den Solarmodulen und Nebenanlagen anfallende 

Niederschlagswasser ist in den Wiesenflächen zu versickern. 

 

 

5. Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen § 9 (1) 25a BauGB 

 5.1 Pflanzung einer Hecke als Eingrünung (Maßnahme M6 Um-

weltbericht) 

Zwischen Einzäunung und Bundesstraße ist eine einreihige 

Hecke aus einheimischen, standortgerechten Straucharten 

anzupflanzen. Pflanzabstand 1,0 m zwischen den Sträu-

chern. Mindestens 3-jährige Entwicklungspflege und gleich-

wertiger Ersatz bei Ausfall. Pflegeschnitte der Hecke sind 

zulässig. Verwendung von autochthonem Pflanzmaterial. 

Pflanzqualität: mind. Str, v, 5 Tr., 60-100.  

Es sind Arten der Pflanzliste 1 unter Punkt 8.4 zu verwenden. 

 

 

6. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft 

§ 9 (1) 20 BauGB  

6.1 Entwicklung von extensivem Grünland im Bereich der Pho-

tovoltaikanlage (Maßnahme M7 Umweltbericht) 

Die ehemalige Intensivgrünlandfläche innerhalb der Einzäu-

nung, unterhalb der Module und zwischen den Modulreihen 

ist als extensiv genutztes Grünland zu bewirtschaften. Bei 

Bedarf Nachsaat einer blütenreichen Wiesensaatgutmi-

schung unter Verwendung von autochthonem Saatgut (z.B. 

Mischungen 01 Blumenwiese bzw. 02 Frischwiese / Fettwiese 

der Rieger-Hofmann GmbH oder Fettwiesenmischung Nr. 02 

der Syringa-Gärtnerei oder Saatgut gleicher Qualität). Mahd 

 

blau 
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2x/Jahr mit Abfuhr des Mahdguts oder extensive Beweidung 

mit Schafen. Auf Düngung und chemische Pflanzenschutz-

mittel ist zu verzichten. Ein zur Umfahrung der Anlage ge-

nutzter Grasweg für Wartungs- und Reparaturarbeiten ist 

zulässig. 

6.2 Verzicht auf nächtliche Beleuchtung (Maßnahme V1 Um-

weltbericht)  

Auf eine nächtliche Beleuchtung des Betriebsgeländes ist zu 

verzichten. 

 

6.3 Verwendung reflexionsarmer Solarmodule (Maßnahme M3  

Umweltbericht) 

Es sind reflexionsarme Solarmodule zu verwenden (z.B. Mo-

dule, die weniger als 8 % polarisiertes Licht reflektieren, d.h. 

je Solarglasseite 4 %; entspiegelte und monokristalline Ele-

mente; Module mit deutlichen Kreuzmustern, Elemente aus 

mattem Strukturglas). Die Aufständerungen sind ebenfalls 

reflexionsarm auszuführen (z.B. durch matte Lackierung 

oder matte Pulverbeschichtung). Die Anlagenelemente müs-

sen dem neuesten Stand des Insektenschutzes bei Photovol-

taik-Anlagen entsprechen.  

 

   

7. Zuordnungsfestsetzungen  § 9 (1a) BauGB  

7.1 Vervollständigung einer Hecke als Sichtschutz zur Auto-

bahn (Maßnahme K1 Umweltbericht) 

Die vorhandene lückige Heckenstruktur auf dem Flurstück 

3454 zwischen nördlicher Grenze des Geltungsbereichs 

und Autobahn wird durch Strauchpflanzungen vervoll-

ständigt. Pflanzabstand 1,5 m zwischen den Sträuchern. 

Mindestens 3-jährige Entwicklungspflege und gleichwerti-

ger Ersatz bei Ausfall. Verwendung von autochthonem 

Pflanzmaterial. Pflanzqualität: mind. Str, v, 5 Tr., 60-100. 

Es sind Arten aus der Pflanzliste 1 unter Punkt 8.4 zu ver-

wenden. 

 

8. Sonstige Festsetzungen  

8.1 Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des vorhaben-

bezogenen Bebauungsplans „Großflächige PV-Anlage an 

der A81 - Flur 3435 und 3436 in Engen“. 

§ 9 (7) BauGB 

8.2 Umsetzung des Vorhaben- und Erschließungsplans 

Der Vorhabenträger beabsichtigt, den Vorhaben- und 

Erschließungsplan innerhalb 24 Monaten nach Rechtskraft 

§ 12 (1) BauGB 
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der Genehmigung des Bauvorhabens umzusetzen (siehe § 

V2 des Durchführungsvertrages zum Vorhaben- und Er-

schließungsplan). Kommt er in Verzug, kann der vorha-

benbezogene Bebauungsplan entschädigungslos aufgeho-

ben werden.  

8.3 Die unter Punkt 5 und 7 festgesetzten Pflanzungen sind 

innerhalb eines Jahres nach Fertigstellung der Anlage 

durchzuführen. 

 

8.4 Pflanzliste 1 

M6 Pflanzung einer Hecke als Eingrünung zur Bundesstra-

ße 

K1 Vervollständigung einer Hecke als Sichtschutz zur Au-

tobahn 

Pflanzqualität: mind. Str, v, 5 Tr., 60-100 

Carpinus betulus Hainbuche (M6) 

Cornus sanguinea Blut-Hartriegel 

Corylus avellana Hasel 

Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 

Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn 

Euonymus europaea Pfaffenhütchen 

Ligustrum vulgare Liguster (M6) 

Lonicera xylosteum Heckenkirsche 

Prunus spinosa Schlehe 

Rhamnus catharticus Kreuzdorn 

Rosa canina Hundsrose (M6) 

Rosa rubiginosa Weinrose (M6) 

Sambucus nigra Schwarzer Holunder 

Sambucus racemosa Traubenholunder 

Viburnum lantana Wolliger Schneeball 
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Teil III  HINWEISE   
1. Archäologische Bodenfunde 

Der Beginn von Erdarbeiten (Rammgründung, Versorgungsgräben, Wegearbeiten etc.) 

ist frühzeitig vor Baubeginn dem Kreisarchäologen (Am Schlossgarten 2, 78224 Sin-

gen, 07731/61229 oder 0171/3661323) mitzuteilen. Werden bei Erdarbeiten archäolo-

gische Fundstellen entdeckt, ist für eine archäologische Rettungsgrabung eine öffent-

lich-rechtliche Investorenvereinbarung mit dem Land Baden-Württemberg, vertreten 

durch das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart (Arbeits-

stelle Hemmenhofen, Fischersteig 9, 78343 Gaienhofen, Tel. 07735/93777-0) abzu-

schließen, in welcher die Rahmenbedingungen der Rettungsgrabung geregelt werden. 

Hierzu gehören insbesondere die Fristen für die Untersuchungen sowie die Kosten der 

archäologischen Rettungsgrabung, die vom Vorhabenträger zu übernehmen sind. Dies 

ist bei der terminlichen Planung des Bauvorhabens zu berücksichtigen. 

Gemäß § 20 Denkmalschutzgesetz sind auch im weiteren Bauverlauf etwaige Funde 

(Scherben, Knochen, Mauerreste, Metallgegenstände, Gräber, auffällige Bodenver-

färbungen) umgehend dem Kreisarchäologen oder dem Landesamt für Denkmalpflege 

zu melden und bis zur sachgerechten Dokumentation und Ausgrabung im Boden zu 

belassen. Mit Unterbrechung der Bauarbeiten ist gegebenenfalls zu rechnen und Zeit 

zur Fundbergung einzuräumen. 

2. Schutz des Oberbodens (Maßnahme M2 Umweltbericht) 

Bei allen Baumaßnahmen sind die Grundsätze des schonenden und sparsamen Um-

gangs mit Boden (BBodSchG, §§ 1a, 202 BauGB, §1 BNatSchG) zu berücksichtigen. Auf 

ein Befahren der Böden mit schweren Baumaschinen ist zu verzichten. 

Bodenverdichtungen sind zu vermeiden, z.B. durch Baustelleneinrichtung auf bereits 

befestigten Flächen und verdichtungsarmes Arbeiten. Beim Bearbeiten des Bodens ist 

auf trockene Wetterverhältnisse zu achten.  

3. Abfallbeseitigung und Umgang mit Gefahrenstoffen (Maßnahme V2 Umweltbericht) 

Durch einen sachgerechten und vorsichtigen Umgang entsprechend den anerkannten 

Regeln der Technik mit Öl-, Schmier- und Treibstoffen oder anderen Bauchemikalien 

(z.B. Farben, Lacke, Verdünnungsmittel) sowie die regelmäßige Wartung der Bauma-

schinen sind jegliche Beeinträchtigungen des Bodens und des Grundwassers zu ver-

meiden. Handhabung von Gefahrenstoffen und Abfall nach einschlägigen Fachnor-

men. 

4. Erhalt und Schutz angrenzender Gehölzstrukturen (Maßnahme V3 Umweltbericht) 

Die nördlich und östlich an das Plangebiet angrenzenden Feldhecken sind zu erhalten 

und während der Baumaßnahme nach Vorgaben der DIN 189201 zu schützen. Bei Ab-

gang ist gleichwertiger Ersatz zu pflanzen. Der Trauf- und Wurzelbereich ist während 

                                                
1 Hinweis zur DIN: Einsichtnahme bei der Stadt Engen (Hauptstraße 1, 78234 Engen) zu den üblichen Öffnungszeiten möglich. 
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der Baumaßnahme durch einen Bauzaun zu schützen und zu sichern. Das Straßenbe-

gleitgrün im anbaufreien Streifen darf nicht beseitigt oder rückgeschnitten werden. 

5. Rückbauverpflichtung 

Die Rückbauverpflichtung wird Bestandteil des Durchführungsvertrages, welcher zwi-

schen Stadt Engen und dem Vorhabenträger geschlossen wird. Der Vorhabenträger 

verpflichtet sich darin gegenüber der Stadt, sofern die Stadt oder Dritte eine Weiter-

führung der Nutzung nicht beabsichtigten, nach Aufgabe der Nutzung (d.h. mindes-

tens 6 Monate keine Einspeisung von erzeugter Wärme in das Wärmenetz) zum Rück-

bau der Anlage in reine landwirtschaftliche Nutzfläche. Sämtliche bauliche Konstruk-

tionsteile sind dann zu entfernen und Bodenversiegelungen zu beseitigen. 

6. Wasserschutzgebiet 

Der Standort liegt in der Zone IIIB des Wasserschutzgebiets „TB Brächle, TB Oberwiesen 

und Bitzenquelle, Engen“ Nr. 335001 (Datum der Rechtsverordnung 12.05.1995). Die 

Auflagen der geltenden Rechtsverordnung sind zu beachten. 

7. Gewährleistung der Verkehrssicherheit 

Bei der Gestaltung der Zufahrt ist darauf zu achten, dass die Vorfahrtsregelung ein-

deutig erkennbar ist, so dass Konflikte mit den Zufahrten P+M-Parkplatz und Eiszeit-

park vermieden werden. Eine ausreichende Anfahrsicht, insbesondere Richtung Kreis-

verkehrsplatz ist zu gewährleisten und darf nicht durch Bewuchs oder Einfriedungen 

eingeschränkt werden. 

Die erforderliche Haltesicht für die B 491 beträgt gemäß RAL 2012 etwa 160 m (An-

nahme: Entwurfsklasse EKL 2, Längsneigung ca. 0%). Diese darf durch die geplante 

Pflanzung (Maßnahme M6), die vorgesehenen abschirmenden Elemente sowie die ge-

plante Trafostation nicht eingeschränkt werden. Erforderlichenfalls sind die betreffen-

den Objekte von der Fahrbahn abzurücken. 

Das Erfordernis neuer oder ergänzender passiver Schutzeinrichtungen wurde überprüft 

(s. Anhang D, Ergänzung zum Sicherheitsaudit). Feste Hindernisse sind innerhalb der 

kritischen Abstände gemäß RPS 2009 zu vermeiden oder in hinreichendem Abstand 

aufzustellen. Die abschirmenden Zaunanlagen zur B 491 befinden sich innerhalb eines 

kritischen Abstands zur Autobahn und Bundesstraße. Es sind hier nur umfahrbare, 

leicht verformbare bzw. leicht abscherbare Konstruktionen zulässig.  

Die B 491 entwässert derzeit über das Bankett ins angrenzende Gelände. Es ist dafür 

Sorge zu tragen, dass die Entwässerung der B 491 auch zukünftig einwandfrei funkti-

oniert und keine abflussschwachen Zonen entstehen. 
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Teil IV BEGRÜNDUNG DER PLANUNGSRECHTLICHEN FESTSETZUNGEN 

1.1 Planungsinhalte 

1.1.1 Abgrenzung und Beschreibung des Plangebiets 

Die Stadtwerke Engen GmbH beabsichtigen, gemeinsam mit einem privaten Betreiber aus Engen eine 

rd. 1,1 ha große Photovoltaik-Freiflächenanlage (PV-Anlage) am östlichen Siedlungsrand von Engen an 

der Auffahrt Engen der Autobahn A 81 zu errichten. Die Flurstücke 3435 und 3436 liegen auf der Ge-

markung Engen im Gewann Weißsteigle im Anschluss an das Gewerbegebiet „Hinter´m Friedhof-Grub“.  

Die Fläche wird derzeit landwirtschaftlich genutzt und wird ringsum von der Autobahn und der Bun-

desstraße begrenzt. Im Nordwesten schließt außerdem ein Parkplatz an. An den Rändern der Fläche 

sind Gebüsche, Feldhecken und Feldgehölze vorhanden, die zum Teil geschützt sind.  

Das Gelände ist leicht hängig und fällt nach Nordwesten hin ab.  

 

1.1.2 Ziel und Zweck der Planung 

Die geplante Anlage dient der Gewinnung von Strom aus Sonnenenergie, welcher in das öffentliche 

Stromnetz eingespeist und nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) vergütet werden soll. 

Geplant ist die Ausweisung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Großflächige PV-Anlage an der 

A81 - Flur 3435 und 3436 in Engen“. 

Voraussetzung eines Solarparks im Außenbereich nach § 35 BauGB sowie zum Erhalt der Einspeisever-

gütung ist ein rechtskräftiger Bebauungsplan. Um die hierfür notwendige Rechtsgrundlage zu schaf-

fen, beabsichtigt die Stadt Engen im Rahmen eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfahrens, ein 

sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik“ auszuweisen.  

Die Photovoltaik-Freiflächenanlage nimmt eine Bruttomodulfläche von 4.160 m2 ein und wird auf 

einer Fläche von knapp über 8.600 m2 errichtet. Es ist vorgesehen, die Module in 21 Reihen mit bis zu 

einer Länge von 60 m im Abstand von rund drei Metern aufzuständern. Zu Wartungszwecken soll ein 

rund 4 m breiter umlaufender Wirtschaftsweg als Grasweg eingerichtet werden. Die Anlage wird voll-

ständig eingezäunt und zur Bundesstraße hin eingegrünt. 

Die Planung sieht vor, dass die PV-Anlage mit einem Abstand von 20 m zur Autobahn 81 und 10 m 

Abstand zur Bundesstraße 491 aufgestellt wird.  

Die Haltebucht am Ortseingang bleibt weiterhin in ihrer Form bestehen.  

Die Einspeisung in das Stromnetz erfolgt in rund 120 m Entfernung auf Flurstück 2017.  
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1.1.3 Übergeordnete Planung, Standortwahl 

Regionalplan Hochrhein-Bodensee (2000) 

Gemäß Regionalplan Hochrhein-Bodensee 2000 sind keine regionalen Grünzüge, Grünzäsuren oder 

sonstige schutzwürdige Bereiche für Naturschutz, Landschaftspflege oder die Wasserwirtschaft betrof-

fen.  

Landesentwicklungsplan 

Im Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg 2002 ist als Grundsatz festgehalten, dass „für die 

Stromerzeugung […] verstärkt regenerierbare Energien wie Wasserkraft, Windkraft und Solarenergie, 

Biomasse, Biogas und Holz sowie die Erdwärme genutzt werden [sollen]. Der Einsatz moderner, leis-

tungsstarker Technologien zur Nutzung regenerierbarer Energien soll gefördert werden.“ Plange-

bietsspezifischen Aussagen werden nicht gemacht. 

Flächennutzungsplan 

Die Fläche ist im derzeit wirksamen FNP (genehmigt am 19.07.2006) der Stadt Engen als landwirt-

schaftliche Fläche dargestellt. Die zu ändernde Fläche liegt auf den Flst. 3435 und 3436, Gemarkung 

Engen, zwischen der Autobahn A 81 im Norden und der Bundesstraße B 491 im Süden. Der Vorhaben-

bezogene Bebauungsplan „Großflächige PV-Anlage an der A81 - Flur 3435 und 3436 in Engen“ wird 

somit nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. Aufgrund der beabsichtigten städtebaulichen 

Entwicklung muss der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren geändert werden. 

Standortwahl 

Nach § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden. Das Erneuerbare-

Energien-Gesetz (EEG) trägt diesem Gedanken Rechnung, indem für Freiflächen-PV-Anlagen vorrangig 

versiegelte Flächen und Konversionsflächen aus wirtschaftlicher, verkehrlicher, wohnungsbaulicher 

oder militärischer Nutzung herangezogen werden sollen. Eine Einspeisevergütung für sonstige Freiflä-

chenphotovoltaikanlagen wird nur innerhalb eines Streifens beidseitig von Bahnlinien und Autobah-

nen in einer Breite von 110 m gewährt. 

Der vorliegende Standort wurde u.a. aus folgenden Gründen gewählt: 

- Lage innerhalb eines 110 m-Streifens entlang einer Autobahn 

- Lage außerhalb ökologisch sensibler Gebiete oder von Schutzgebieten  

- keine Neuinanspruchnahme von Flächen in der freien Landschaft 

- Fläche vorbelastet durch umliegende Straßen (Verkehrslärm, Schadstoffe)  

- Flächenverfügbarkeit gesichert 

- Einspeisung in nahe gelegene vorhandene Leitungen möglich 

- Zuwegung vorhanden 

- geringe Einsehbarkeit 
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Bundesfernstraßengesetz (Anbauverbotszone) 

Die Planung sieht vor, die Module mit einem Abstand von 20 m zur Autobahn und 10 m zur Bundes-

straße aufzustellen.  

Gemäß § 9 (1) FStrG (Bundesfernstraßengesetz) dürfen jedoch längs von Autobahnen in einer Entfer-

nung bis zu 40 m und bei Bundesstraßen bis zu 20 m gemessen vom äußeren Fahrbahnrand keine 

Hochbauten jeder Art errichtet werden (Anbauverbot).  

Es bestehen keine Ausbauabsichten des Bundes an der A 81 und der B 491 im Bereich des Bebauungs-

planes. Daher erteilte das Regierungspräsidium Freiburg, Abteilung 4 “Straßenwesen und Verkehr“ als 

Baulastträger von Bundesfern- und Landesstraßen in einem Schreiben vom 18.09.2018 eine Ausnahme 

vom Anbauverbot nach § 9 (8) FStrG. D.h. an der A 81 ist ein anbaufreier Streifen von 20 m (statt 40 

m) und an der B 491 von 10 m (statt 20 m) einzuhalten. 

Falls dem Straßenbaulastträger zu einem späteren Zeitpunkt doch ein Ausbau an der Autobahn oder 

an der Bundesstraße notwendig wird, hat der Betreiber die baulichen Anlagen in der Anbauverbotszo-

ne auf seine Kosten zu beseitigen. Zudem ist ein Sicherheitsaudit nach ESAS (s. Anhang D) durchzu-

führen und dem Straßenbaulastträger vorzulegen, um nachzuweisen, dass die Sicherheit und Leichtig-

keit des Verkehrs nicht beeinträchtigt wird. Dabei ist insbesondere auf mögliche Blendwirkungen und 

erhöhtes Risiko beim Abkommen von der Fahrbahn zu achten. Falls sich daraus Schutzeinrichtungen 

ergeben, sind diese vom Betreiber zu errichten und dauerhaft zu unterhalten. Das Straßenbegleitgrün 

im anbaufreien Streifen darf nicht beseitigt oder rückgeschnitten werden. 

Siehe hierzu auch Kap. 1.1.7 (Maßnahmen zur Verkehrssicherheit), Anhang C (Blendgutachten) und 

Anhang D (Sicherheitsaudit). 

 

1.1.4 Inhalte des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

Es wird nach § 10 (4) BauNVO ein Sondergebiet ausgewiesen, das der Errichtung von Anlagen zur Nut-

zung von Sonnenenergie dient.  

In der als sonstigem Sondergebiet festgesetzten Fläche sind Module mit Unterkonstruktion und die zu 

deren Betreibung notwendigen Betriebsgebäude (hier: Wechselrichterstation) und Nebenanlagen (Ver-

kabelung, Zufahrten) zulässig. Andere Nutzungen sind ausgeschlossen. 

Innerhalb der Baugrenzen kann die Photovoltaikanlage mit einer max. Höhe von 2,6 m und das Be-

triebsgebäude mit einer max. Höhe von 3,5 m errichtet werden. Bezugskante ist die bestehende Gelän-

deoberkante.  

Die Module werden auf Metallpfosten gestellt, die direkt in den Boden gerammt werden. Zusätzliche 

Betonfundamente sind nicht erforderlich, wodurch alle Fundamente demontierbar sind. Die Module 

werden in einem Abstand von ca. 0,7 m über der Geländeoberkante montiert, sodass unter den Modu-

len ein durchgängiger flächiger Bewuchs möglich ist. Ein 4 m breiter Streifen zwischen dem Modulfeld 

und der Plangebietsgrenze ermöglicht die Umfahrung zu Wartungszwecken, ein Ausbau ist nicht vor-

gesehen.  
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Die Anlage wird eingezäunt und eingegrünt. Die angrenzenden geschützten Gehölze sind von der 

Planung nicht betroffen und bleiben in ihrer Form erhalten. Als Sichtschutz und zur Minimierung der 

Ablenkungsgefahr von Kraftfahrern der angrenzenden Autobahn wird die lückige Hecke 

vervollständigt.  

Die Planung sieht vor, dass die Module mit einem Abstand von 20 m zur Autobahn und 10 m zur Bun-

desstraße aufgestellt werden.  

Als bauliche Anlagen sind eine Umrichterstation sowie ein Informationsschild auf dem Gelände er-

laubt. Von der Festsetzung einer GRZ wurde aufgrund der geringfügigen Versiegelung (weniger als 5 % 

des Geltungsbereiches) nur durch die punktuellen Rammgründungen Abstand genommen. Vielmehr 

wurde die überbaubare (im Sinne von versiegelbare) Grundfläche innerhalb der Baugrenzen mit 15 m² 

festgesetzt. Durch die Realisierung des Bebauungsplans kommt es zu einer max. zusätzlichen Neuver-

siegelung von ca. 15 m². 

Da eine Nachnutzung möglicherweise nicht in Frage kommt, wird in einem Durchführungsvertrag eine 

Entfernung und fachgerechte Entsorgung der Modulträger und aller weitere Anlagenteile nach Ende 

der Betriebsdauer durch den Vorhabenbetreiber vereinbart und zugesichert. Die Fläche ist weiterhin 

landwirtschaftlich zu nutzen.  

 

1.1.5 Verkehrserschließung 

Das Plangebiet wird über die Autobahn 81 und der Verbindungsstraße zwischen Aach und Engen er-

schlossen. Eine Ortsdurchfahrt durch Engen ist daher nicht notwendig. Eine direkte Zufahrt von der 

Bundesstraße ist nicht vorgesehen. Von der Verbindungsstraße führt am Kreisverkehr eine Ausfahrt 

Richtung Nordosten, worüber der Park+Ride-Parkplatz „Eiszeitpark“ und das Plangebiet erschlossen 

werden. Ein Ausbau der Erschließungsstraße ist somit nicht erforderlich. 

 

1.1.6 Abwasser, Oberflächenwasser, Wasserversorgung  

Abwasser fällt nicht an. Die Retention des Regenwassers erfolgt dezentral durch Versickerung auf den 

landwirtschaftlichen Flächen. Eine Versorgung mit Trinkwasser ist nicht vorgesehen.  

 

1.1.7 Maßnahmen zur Verkehrssicherheit  

Um zu prüfen, ob die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs durch die Photovoltaikanlage beein-

trächtigt wird, wurde ein Blendgutachten in Auftrag gegeben. Gemäß Blendgutachten (03/2019, s. 

Anlage C) sind durch die geplanten Photovoltaikanlagen vereinzelte Blendungen an der B 491 möglich. 

Die Blendungen treten ausschließlich morgens auf und können die Verkehrsteilnehmer, die von Nord-

west nach Südost unterwegs sind, beeinträchtigen. Zum Schutz der Verkehrsteilnehmer vor Blendung 

wird als Sichtschutz der Zaun mit einer Plane bespannt und zur Bundesstraße hin mit Strauchpflan-

zungen begrünt. Die abschirmende Zaunanlage muss im Bereich des Kreisverkehrs eine maximale Höhe 

von 3,1 m aufweisen, um Blendungen auszuschließen. Im weiteren Verlauf der Bundesstraße nach 
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Osten nehmen die erforderlichen Zaunhöhen ab (2,5 m - 2,3 m - 2,0 m; siehe auch folgende Abbil-

dung).  

Durch diese abschirmenden Elemente sind Blendeffekte nicht mehr zu erwarten. Zudem werden refle-

xionsarme Solarmodule verwendet, die eine Blendwirkung auf Verkehrsteilnehmer zusätzlich minimie-

ren. 

 

Abb.: Auszug aus Antrag auf Baugenehmigung, Zaunanlage (s. Vorhaben- und Erschließungsplan, An-

hang E) 

 

Es wurde ein Sicherheitsaudit nach ESAS durchgeführt (2018, s. Anlage D). Da detaillierte Pläne zum 

Bestand wie auch zu geplanten Anlagen in Lage und Höhe noch nicht vorlagen, beschränkte sich das 

Audit auf Empfehlungen und Hinweise ohne Bezug zu konkreten Planungsdetails. Empfehlungen zur 

Zufahrtssituation, Sichtbeziehungen, möglichen erforderlichen Sicherheitseinrichtungen und Entwäs-

serung wurden in den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan übernommen. Nach Vorlage der detaillier-

ten Planung wurde die Erfordernis passiver Schutzeinrichtungen (Leitplanken zur Autobahn und Bun-

desstraße) überprüft (2019, s. Anlage D). Es ergibt sich kein Erfordernis zusätzlicher passiver Schutz-

einrichtungen, sofern die Konstruktion der Zaunanlage, hier: insbesondere der Zaunpfosten, den Vor-

gaben der RPS 2009 entspricht. 

 

1.1.8 Flächenbilanz 

Die Gesamtfläche des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Großflächige PV-Anlage an der A81 - Flur 

3435 und 3436 in Engen“ beträgt 1,26 ha = 12.625 m² und gliedert sich in folgende Nutzungen: 

Geplante Nutzung Fläche (ha) 

Sonstiges Sondergebiet, Zweckbestimmung Photovoltaik 1,26 

             davon Überstellfläche Solarmodule  
             (= Fläche innerhalb der Baugrenze) 

0,83 

             davon Umfahrfläche für Maschinen 
             (= Fläche zwischen Baugrenze und Einzäunung) 

0,24 

             davon Wiesenflächen 
             (= Fläche außerhalb der Einzäunung) 

0,19 
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1.2 Umweltbericht (Zusammenfassung) 

Die Stadtwerke Engen GmbH beabsichtigen zusammen mit einem privaten Betreiber aus Engen eine 

Photovoltaik-Freiflächenanlage (PV-Anlage) an der Autobahn A 81 an der Auffahrt Engen zu errich-

ten. Die derzeit landwirtschaftlich als Grünland genutzten Flurstücke 3435 und 3436 liegen auf der 

Gemarkung Engen. Die geplante Anlage dient der Gewinnung von Strom aus Sonnenenergie, welcher 

in das öffentliche Stromnetz eingespeist und nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz vergütet werden 

soll. Eine Fläche von ca. 0,8 ha soll mit aufgeständerten Solarmodulen überstellt werden. Das Gelände 

wird eingezäunt und eingegrünt. Es wird ein vorhabenbezogener Bebauungsplan aufgestellt, dessen 

Gesamtfläche 1,26 ha beträgt. 

Im Folgenden werden die durch den Bebauungsplan vorbereiteten Umweltauswirkungen kurz darge-

stellt: 

Schutzgut Mensch 

Während der Bauphase ist im direkten Umfeld mit Lärm- und Staubentwicklung, geringen Schadstof-

femissionen sowie zeitweise mit Erschütterungen zu rechnen. Durch die Errichtung der Solarmodule 

kommt es zu einer technischen Überprägung einer durch bauliche Anlagen bereits vorbelasteten Um-

gebung sowie zu einer leichten visuellen Beeinträchtigung des Ortseingangs von Engen. Erholungs-

wirksame Blickbeziehungen von lokalen Naherholungswegen und der Umgebung aus werden voraus-

sichtlich nicht beeinträchtigt bzw. können durch zu pflanzende Gehölze abgemildert werden. Ver-

kehrsgefährdende Blendwirkungen werden durch eine wirksame Abschirmung und Eingrünung der 

Anlage vermieden. Durch das Vorhaben sind insgesamt keine erheblichen Auswirkungen auf die Ge-

sundheit der Bevölkerung oder die Erholungs- und Freizeitfunktion der Umgebung zu erwarten.  

Schutzgut Pflanzen / Biotope 

Die vorher intensiv bewirtschaftete Grünlandfläche wird nach Aufstellung der Solarmodule extensi-

viert, was eine Aufwertung der Lebensraumfunktion und Biotoptypen mit sich bringt. 

Durch den ausreichend großen Abstand der Module zum Boden (70 cm) wird es voraussichtlich keine 

dauerhaft verschatteten Bereiche geben bzw. wird der Streulichteinfall und Niederschlag ausreichend 

für das Pflanzenwachstum sein. Die außerhalb des Geltungsbereichs liegenden Feldhecken bleiben 

erhalten, werden vor baubedingten Schäden geschützt sowie im Zuge einer externen Kompensations-

maßnahme durch Pflanzungen ergänzt. Durch Eingrünungsmaßnahmen werden neue Biotop-

strukturen geschaffen. 

Schutzgut Tiere 

Das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung hat keine besondere Bedeutung für Wiesenbrüter 

oder als Rastgebiet von Vögeln. Die Grünlandnutzung wird fortgesetzt, daher ist die Fläche für Singvö-

gel weiterhin als Nahrungshabitat geeignet. Da bei der Umzäunung des Betriebsgeländes auf einen 

ausreichenden Abstand des Zauns zum Boden geachtet wird, sind keine Habitatzerschneidungen für 

wandernde Tierarten zu erwarten. Der Zaun wird mit einer Hecke vorgepflanzt, so dass neue Lebens-

räume entstehen. Erhebliche Beeinträchtigungen von Greifvögeln durch den Verlust der mit Solarmo-
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dulen überbauten Fläche als Nahrungsgebiet sind nicht zu befürchten. Die umgebenden Hecken blei-

ben als Lebensraum für Tiere erhalten. Für die Artengruppen Vögel, Säugetiere, Reptilien und Amphi-

bien sowie für geschützte Wirbellose können erhebliche Beeinträchtigungen durch die geplante Be-

bauung ausgeschlossen werden. Artenschutzrechtliche Probleme sind nicht zu befürchten. 

Schutzgut Boden 

Während der Bauphase ist mit vergleichsweise geringen Belastungen des Bodens durch punktuelle 

Pfahlgründungen sowie Befahren zu rechnen. Die gesamte Photovoltaikanlage wird aufgeständert. Auf 

der Fläche unter den Modulen findet keine Versiegelung statt. Als neu zu versiegelnde Flächen ist le-

diglich ein Betriebsgebäude zur Unterbringung des Wechselrichters notwendig. Flächen für Zufahrts-

wege und Kabeltrassen bleiben unversiegelt. Im Bebauungsplan wird eine überbaubare Grundfläche 

von 15 m² festgesetzt. 

Schutzgut Wasser 

Der Standort liegt im Wasserschutzgebiet. Die Auflagen der geltenden Rechtsverordnung sind zu be-

achten. Eine Gefährdung des Grundwassers ist nicht zu erwarten. Eine Versickerung der anfallenden 

Niederschlagswässer erfolgt unmittelbar auf den Wiesenflächen unter den Solarmodulen. Die Grund-

wasser-neubildungsrate wird nicht vermindert. 

Schutzgut Klima/ Luft 

Die Luftschicht über den Modulen wird voraussichtlich etwas stärker als zuvor erwärmt. Die nächtliche 

Kaltluftproduktionsleistung der Grünlandfläche verringert sich durch die Überschirmung mit Photo-

voltaikmodulen. Die Fläche besitzt jedoch für die Frischluft- bzw. Kaltluftversorgung von Siedlungen 

keine Bedeutung, daher sind die Auswirkungen als unerheblich einzustufen.  

Schutzgut Landschaftsbild 

Das Orts- und Landschaftsbild am Ortsrand Engens wird durch die Errichtung der Photovoltaikanlage 

und deren Einzäunung technisch überprägt. Durch einen Verzicht auf nächtliche Beleuchtung, den 

Erhalt und die Ergänzung der Feldhecke nach Norden sowie die Pflanzung einer Hecke als Eingrünung 

nach Süden hin können die negativen Auswirkungen minimiert werden. 

Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Die Grünlandfläche steht als Sachgut für die Landwirtschaft auch bei Umsetzung des Bebauungsplans 

weiterhin mit Einschränkungen bezüglich der Befahrbarkeit zur Verfügung. Nach einem Rückbau der 

Anlage im Falle einer Aufgabe der Solarnutzung ist die landwirtschaftliche Fläche wieder in vollem 

Umfang nutzbar. Es befinden sich keine Kulturgüter innerhalb des Plangebiets. 

Wechselwirkungen  

Im Plangebiet bestehen u.a. Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern Landschaftsbild, Mensch 

und Erholung. Die Errichtung einer Photovoltaikanlage am Ortsrand führt zu einer Veränderung des 
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Landschaftsbildes, was bei unzureichender Eingrünung Auswirkungen auf die Eignung für die Freizeit-

nutzung und Naherholung sowie auf die Verkehrssicherheit haben kann.  

Schutzgebiete 

Es befinden sich keine Natur-, Landschafts-, Wasser-, Waldschutzgebiete, europäische Vogelschutz-

gebiete, Flora-Fauna-Habitat-Gebiete (FFH) innerhalb des Plangebietes oder seiner unmittelbaren Um-

gebung. Es sind nach § 33 Landesnaturschutzgesetz geschützte Feldhecken in der Umgebung vorhan-

den, die jedoch nicht vom Bauvorhaben betroffen sind. 

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

Durch die geplanten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen wie der Erhalt der angrenzenden 

Feldhecken, der Verzicht auf nächtliche Beleuchtung und die Verwendung reflexionsarmer Solarmodu-

le können die Eingriffe in Naturhaushalt und Landschaft minimiert werden. Innerhalb des Geltungsbe-

reichs wird der Einzäunung eine Hecke aus einheimischen Sträuchern vorgelagert. Das vormals intensiv 

bewirtschaftete Grünland wird im Rahmen der Pflege nur noch extensiv bewirtschaftet, um die Ent-

wicklung einer artenreichen Fettwiese zu fördern. 

Externe Kompensationsmaßnahme 

Zur Stärkung des Biotopverbunds und zur optischen Abschirmung der Anlage gegenüber der Autobahn 

wird unmittelbar nördlich des Geltungsbereichs eine lückige Feldhecke durch Strauchpflanzungen 

ergänzt.  

Fazit 

Der Eingriffsschwerpunkt der Umsetzung des Bebauungsplans liegt in der Veränderung des Land-

schafts- und Ortsbilds durch Errichtung einer Freiflächenphotovoltaikanlage zwischen Autobahn und 

Ortseingang. Innerhalb des Geltungsbereiches werden Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

festgesetzt. Mit der Durchführung der beschriebenen Maßnahmen ist der Eingriff in Natur und Land-

schaft in vollem Umfang ausgeglichen. Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände sind nicht zu erwar-

ten. 

 

Teil V ANLAGEN ZUM BEBAUUNGSPLAN 

A. Lageplan zu den planungsrechtlichen Festsetzungen (Zeichnerischer Teil des Bebauungsplans, Plan 

Nr. 2010/1) 

B. Umweltbericht mit Bestandsplan (Plan Nr. 2010/2) 

C. Blendgutachten (Möhler + Partner Ingenieure AG, März 2019) 

D. Sicherheitsaudit nach ESAS (Ingenieurbüro Dipl.-Ing. K. Langenbach GmbH, 16.11.2018); Erfordernis 

von passiven Schutzeinrichtungen gemäß RPS 2009 (Langenbach GmbH, 25.04.2019) 

E. Vorhaben- und Erschließungsplan (Vorhabenplan G1, Zaunanlage G4 März 2019) 


